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 Verbraucherpreisindex für

Januar 2021 (vorläufiges Ergebnis)

Mit 01.01.2021 ist das Tiroler Stadt‐ und 

Ortsbildschutzgesetz 2021 – SOG 2021, LGBl. Nr. 124/2020 

in Kraft getreten, welches das Tiroler Stadt‐ und 

Ortsbildschutzgesetz 2003, LGBl. Nr. 89/2003 zuletzt 

geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 138/2019, ersetzt 

und teilweise weitreichende Umgestaltungen im Vergleich 

zur vorhergehenden Gesetzeslage vorsieht. 

Im Folgenden werden die wesentlichen Neuerungen 

aufgelistet und werden in der Folge die wichtigsten 

kurz erläutert. 

• Das Schutzziel wird um Ortsräume und 

dazugehörige Gebäudegruppen im historisch‐  

kulturlandschaftlichen Kontext erweitert.

• Regelungen über das Abbruchverbot für 

charakteristische Gebäude werden nunmehr im 

Tiroler Stadt‐ und Ortsbildschutzgesetz 2021 selbst 

und nicht mehr in der Tiroler Bauordnung 2018 

getroffen.

• Die Regelungen betreffend bewilligungspflichtige 

Vorhaben bei charakteristischen Gebäuden werden 

ergänzt und angepasst. 

• Die Unterteilung von Schutzzonen in einen 

Kernbereich und einen Randbereich entfällt ex lege. 

• Die Festlegung von Umgebungszonen entfällt. 

• Neu geschaffen werden Ensembleschutzzonen. 

• Die Festlegung von Sichtzonen innerhalb des 

Gemeindegebietes erfolgt zukünftig durch die 

Gemeinde. 

• Das Verfahren betreffend Schutzzonen, 

Ensembleschutzzonen und Sichtzonen wird an die 

Regelungen im Tiroler Raumordnungsgesetz 2016 

angepasst. 

• Die Form der Plandarstellung geschützter Zonen 

wird an neue technische Entwicklungen angepasst 

und ist nun die Erstellung in digitaler Form 

vorgesehen. 

• Die Berechnung der Fristen für den Baubeginn und 

die Bauvollendung wird an die Regelungen der Tiroler 

Bauordnung 2018 angepasst. 

• Der Anspruch der Mitglieder des 

Sachverständigenbeirates auf Ersatz der 

notwendigen Reisekosten wird an die für 

Landesbedienstete geltende Reisegebührenvorschrift 

angepasst. 

• Die Möglichkeit zur Einsetzung von 

Gestaltungsbeiräten entfällt. 

• Durch die ergänzten Förderungsregelungen gibt es 

auch eine Förderungsmöglichkeit für die 

Befundung von Gebäuden hinsichtlich bautechnischer, 

bauphysikalischer und baustatischer Notwendigkeiten.

• Der finanzielle Beitrag des Landes an die Gemeinden 

10. 

Neuerungen im Tiroler Stadt‐ und Ortsbildschutzgesetz 2021 – SOG 2021
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 wird um weitere Zuschüsse ergänzt. 

• Die bestehenden Übergangsbestimmungen werden 

aktualisiert und vereinfacht.

Entfall der Gestaltungsbeiräte und Verwaltungs‐

vereinfachungen:

Mit dem Inkrafttreten des SOG 2021 sind weder für die 

Gemeinden, noch für das Land Tirol und den Bund 

zusätzliche finanzielle Aufwendungen verbunden. Mit dem 

Entfall der Gestaltungsbeiräte und den vorgesehenen 

Regelungen zur Verwaltungsvereinfachung und 

Verfahrensbeschleunigung ist mit einer gewissen 

Reduktion des Verwaltungsaufwandes für die Gemeinden 

zu rechnen. Auch die Erstellung von Plänen in digitaler 

Form ist auf Grundlage der digitalen Katastermappe ohne 

wesentlichen zusätzlichen Aufwand möglich.

Charakteristische Gebäude:

Charakteristische Gebäude sind in ihrem prägenden 

äußeren Erscheinungsbild zu erhalten, bauliche 

Veränderungen dürfen nur insoweit vorgenommen 

werden, als dieses Erscheinungsbild erhalten bleibt. Es 

muss aber dem Umstand Rechnung getragen werden, dass 

die äußerlichen Stilelemente solcher Gebäude aus 

architektonischer Sicht auch eine Entsprechung im 

Gebäudeinneren finden, und zwar im Hinblick auf 

bestimmte Bauteile, deren Ausgestaltung und Funktion 

unmittelbar von den erwähnten äußeren Stilelementen 

abgeleitet ist. Dies kann beispielsweise in Bezug auf 

bestimmte Gebäudetrakte, auf unterschiedliche Höhen‐ 

und Dachgestaltungen, auf Säulenstellungen, 

Fensterachsen oder Arkaden‐ und Torbögen der Fall sein. 

Ein in seinem historischen Gepräge typisches Gebäude 

stellt in diesem Sinn in seiner Gesamtheit ein 

architektonisches Gebilde dar, für das die 

Übereinstimmung seiner äußeren Gestalt mit den 

Bauelementen seiner inneren räumlichen Ordnung 

wesentlich ist. Daher müssen die architektonischen 

Elemente im Inneren solcher Gebäude insoweit erhalten 

werden, als ihnen zur Absicherung der prägenden äußeren 

Bausubstanz Bedeutung zukommt.

Abbruchsregelung:

Der Abbruch von nicht charakteristischen Gebäuden stellt 

nach § 17 Abs. 1 lit. e SOG 2021 einen bewilligungs‐

pflichtigen Tatbestand dar. Gemäß § 19 Abs. 2 SOG 2021 

ist die Bewilligung für den Abbruch von nicht 

charakteristischen Gebäuden nur zu erteilen, wenn durch 

den Abbruch das charakteristische Gepräge des 

geschützten Stadt‐ oder Ortsteils bzw. der geschützten 

Gebäudegruppe nicht beeinträchtigt wird. Der Abbruch 

von denkmalgeschützten Gebäuden oder Gebäudeteilen, 

für deren Abbruch eine rechtskräftige denkmal‐

schutzrechtliche Bewilligung nicht vorliegt, ist 

grundsätzlich nicht zulässig. Im Zusammenhang mit der 

Bewilligung des Abbruchs von nicht charakteristischen 

Gebäuden ist insbesondere nicht mehr auf die 

Wirtschaftlichkeit, sondern nur auf dessen 

Erhaltungswürdigkeit abzustellen. 

Möglichkeit der Festlegung von Ensembleschutzzonen:

Gemäß § 11 Abs. 1 SOG 2021 können die Gemeinden zur 

Bewahrung eines charakteristischen Gepräges eines Orts‐ 

oder Stadtbildes Gebiete, die durch Gruppen von Bauten 

oder das Zusammenwirken von mehreren einzelnen 

Bauten gekennzeichnet sind, die im Hinblick auf deren 

historischen Zeugniswert, Identifikationswert oder 

Gestaltwert sowie deren raumbedeutsame 

Sichtbeziehungen und Raumwirkungen (Ensemble) 

erhaltenswert sind, durch Verordnung als 

Ensembleschutzzonen festlegen. Ensembleschutzzonen 

haben die für die Erhaltung der Charakteristik 

erforderlichen Umgebungsbereiche einzuschließen. 

Unter einer Ensembleschutzzone ist somit ein 

kleinräumiges Gepräge zu verstehen, das in Interaktion 

mit der Kulturlandschaft tritt und so die Schutzwürdigkeit 

der direkten Umgebung miteinbezieht. Folglich liegen 

solche Bereiche in der Regel als eigenständiges Gepräge 

frei in der Landschaft und sind nicht Teil eines größeren, 

zusammenhängenden Gebietes. Ein wichtiges Merkmal ist 

ihre Ursprünglichkeit, d.h. es sind keine neuen Bauten in 

ihrer unmittelbaren Nähe. Bei der Festlegung von 

Ensembleschutzzonen soll ausdrücklich auf die 

Sichtbeziehungen, Raumwirkungen und die umgebende 

Kulturlandschaft Bedacht zu nehmen sein.

Derzeit wird über den Tiroler Kunstkataster in der 

Abteilung Kultur erhoben, wo in Tirol erhaltenswerte 

Ensembles bestehen, die für die Ausweisung als 

Ensembleschutzzone in Frage kommen. Das Verfahren zur 

Festlegung einer Ensembleschutzzone entspricht jenem 

betreffend Schutzzonen gemäß § 13 SOG 2021.

Mag. Christina Scheffauer, 

Abt. Bau‐ und Raumordnungsrecht
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Die Abteilung Bau‐ und Raumordnungsrecht wird des 

Öfteren mit der Frage konfrontiert, ob bzw. inwieweit 

nach ihrer Rechtsmeinung Schotterrasen und 

Rasengittersteine als bebaute Flächen im Sinne des § 61 

Absatz 4 Tiroler Raumordnungsgesetz 2016 – TROG 2016 – 

zu werten sind.

Zunächst ist festzuhalten, dass es ein Ziel der örtlichen 

und überörtlichen Raumordnung in Tirol ist, die 

Versiegelung von Bodenflächen möglichst hintanzuhalten, 

sodass Flächen nur dort versiegelt werden sollen, wo 

hohe Nutzungsansprüche bestehen, während in allen 

anderen Fällen offene Flächenbefestigungen 

(Schotterrasen, Rasengittersteine) zu bevorzugen sind.

Unter Schotterrasen ist eine befahrbare und begrünbare 

Schotterfläche mit einer Stärke zwischen 30 cm und 50 

cm zu verstehen, die bei entsprechender Bauweise auch 

als Parkfläche für Pkw und als wenig genutzte Zufahrt 

geeignet ist. Die versickerungsaktive und belastbare 

Schotterpackung kann als Alternative zum (viel teureren 

und versiegelnden) Asphalt oder zu Plattenbelägen 

eingesetzt werden und kommt es bei entsprechender 

sach‐ und fachgerechter Ausführung des Schotterrasens zu 

keiner Versiegelung der Oberfläche. Für Dauerparkplätze 

ist der Schotterrasen nicht geeignet, weil das zum 

Wachstum notwendige Licht fehlt (she. hierzu auch 

Institut für Ingenieurbiologie und Landschaftsbau der 

Universität für Bodenkultur Wien). Durch seine Bauweise 

ermöglicht der Schotterrasen einen Bodenluftaustausch 

und gewährleistet bei ausreichender Wasserdurchlässig‐

keit die Versickerung von Oberflächenwässern. Es handelt 

sich dabei um eine Oberfläche, die speziell dazu 

entwickelt wurde, im städtischen Raum einer 

Versiegelung von Flächen entgegenzuwirken und die eine 

gartengestalterische Oberfläche als Wiese bzw. Rasen 

aufweist.

Der Schotterrasen hat – je nach Nutzungsintensität, 

erforderlicher Tragfähigkeit und Beschaffenheit des 

Untergrundes ‐ einen ein‐ oder zweischichtigen Aufbau 

und besteht aus dem Untergrund, einem Unterbau und 

einer Vegetationstragschicht. Der Einbau soll mit einem 

Bagger erfolgen. Nach der Nivellierung wird das Saatgut 

ausgebracht und die Schotterpackung mit einer 8 – 9 

Tonnen schweren Walze ohne Rüttelvorgang verdichtet 

und befestigt. Zweifellos sind zur Herstellung eines 

Schotterrasens bautechnische Kenntnisse erforderlich. So 

muss der bestehende Bodenaufbau komplett abgetragen 

werden, da für den notwendigen Aufbau eine Stärke bis 

zu 50 cm vorausgesetzt wird. Des Weiteren muss ein 

entsprechendes Verdichten des Planums vorgenommen 

werden. Eine adäquate Durchlässigkeit des Materials 

sowie die Verdichtung des Untergrundes müssen ebenfalls 

gewährleistet sein, um keine Versiegelung der Oberfläche 

hervorzurufen.

Rasengittersteine bestehen meist aus Beton oder 

Kunststoff und besitzen wabenförmige Zwischenräume, 

die mit Bodensubstrat verfüllt und durch Einsaat begrünt 

werden können. Rasengitter werden zur baulichen 

Befestigung von Flächen verwendet, die begangen, 

befahren und zugleich begrünt werden sollen. Typische 

Anwendungsfälle sind Garten‐ und Gehwege, Zufahrten, 

Einfahrten und Parkflächen. Neben der optischen Wirkung 

kann auf mit Rasengittern befestigten Flächen fast 

ebenso viel Regenwasser versickern wie auf Grünflächen, 

wodurch den mit der Versiegelung verbundenen 

Problemen entgegengewirkt wird.

Zusammenfassend sind sowohl Schotterrasen als auch 

Rasengittersteine zweifellos bauliche Anlagen im Sinne 

des § 1 Absatz 1 iVm § 2 Absatz 1, 10 und 15 Tiroler 

Bauordnung 2018, zumal für deren Ausführung allgemeine 

bautechnische Kenntnisse erforderlich sind, werden 

jedoch beide Varianten aufgrund ihrer Durchlässigkeit und 

ihrer fehlenden Versiegelungseigenschaft nicht als 

bebaute Fläche im Sinne des § 61 Absatz 4 TROG 2016 

gewertet und bleiben daher, der Intention des 

Gesetzgebers sowie der Planungspraxis folgend, bei der 

Berechnung der Bebauungsdichte außer Ansatz. In diesem 

Sinne erging auch die Entscheidung des 

Verwaltungsgerichtshofes vom 1.7.2020, Zl. RO 

2018/06/0015‐4, worin das Höchstgericht ua. 

festgehalten hat, dass aus Schotterrasen gebildete 

Stellplätze nicht in die Berechnung der Bebauungsdichte 

miteinzubeziehen sind.

Mag. Beatrix Steiner,

 Abteilung Bau‐ und Raumordnungsrecht

11. 

Die Relevanz von Schotterrasen und Rasengittersteinen im Zusammenhang mit der 
Bebauungsdichte des § 61 Absatz 4 Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016
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12. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden März 2021
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13. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner bis März 2021
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VERBRAUCHERPREISINDEX
FÜR JANUAR 2021
(vorläufiges Ergebnis)

Index der Verbraucherpreise 2015

Basis: Durchschnitt 2015 = 100

Index der Verbraucherpreise 2010

Basis: Durchschnitt 2010 = 100

Index der Verbraucherpreise 2005

Basis: Durchschnitt 2005 = 100

Index der Verbraucherpreise 2000

Basis: Durchschnitt 2000 = 100

Index der Verbraucherpreise 96

Basis: Durchschnitt 1996 = 100

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Januar 2021

(vorläufig)

108,5

120,2

131,6

145,4

153,1

200,1

311,0

545,9

695,6

697,9

Dezember 2020

endgültig)

109,4

121,1

132,6

146,6

154,3

201,7

313,5

550,3

701,1

703,4

Der Index der Verbraucherpreise 2015 (Basis: Jahresdurchschnitt 2015 = 100) für den 

Kalendermonat Januar 2021 beträgt 108,5 (vorläufige Zahl) und ist somit gegenüber dem Stand 

für den Vormonat Dezember 2020 um 0,9 Punkte gesunken (Dezember 2020 gegenüber 

November 2020 + 0,6 Punkte). Gegenüber Januar 2020 ergibt sich eine Steigerung um 0,9 

Punkte (+ 0,8 %), für Dezember 2020/2019 um 1,3 Punkte (+ 1,2 %).
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